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Sektion I – E-Business/Politics/Government

Schwerpunkt ZMI

bündelt die Sichtweisen der Betriebswirtschaft, der Politikwissenschaft und der Rechtswissenschaft auf die interaktiven 

Medien. Im Mittelpunkt der interdisziplinären Forschung stehen Online-Transaktionen, das heißt digital vermittelte 

Kommunikationsprozesse zwischen Kunden, Unternehmen, Bürgern, Staat und Verwaltung. Die Forschungsprojekte 

befassen sich unter anderem mit den Anforderungen neuer Geschäftsmodelle für netzbasierte Märkte (zum Beispiel 

im Bereich Online-Brokerage), mit den rechtlichen Rahmenbedingungen für die Nutzung interaktiver Kommunika-

tionsmöglichkeiten (zum Beispiel bei Verwaltungsdienstleistungen) und mit dem Internet als neuer Arena politischer 

Kommunikation (zum Beispiel bei der innerparteilichen Willensbildung und virtuellen Diskussionsforen).

Forschungsprojekte:

Online-Transaktionen: Märkte – Regeln – Diskurse 
Antragsteller: Prof. Dr. Claus Leggewie/Prof. Dr. Thomas Groß/Dr. Christoph Bieber
Wissenschaftlicher Mitarbeiter: Dennis Kraft

Online-Wahlkampf 2002 
Drittmittelprojekt mit der Bundeszentrale für politische Bildung in Kooperation mit politik-digital.de
Antragsteller: Prof. Dr. Claus Leggewie/Dr. Christoph Bieber/Dr. Eike Hebecker
Wissenschaftlicher Mitarbeiter: Dr. Eike Hebecker

CyberCash
Antragsteller: Prof. Dr. Sighard Neckel/Prof. Dr. Axel Schwickert
Wissenschaftlicher Mitarbeiter: Sven Jacob

Näheres unter www.zmi.uni-giessen.de/sektion1/



54 Spiegel der Forschung 5519. Jg./Nr. 2 • Dezember 2002

Mit dem Siegeszug moderner Infor-

mations- und Kommunikationstech-

nologien wurden tiefgreifende Ver-

änderungen der Kommunikations-

kultur in Staat und Gesellschaft er-

wartet. Vielfach wurde der Über-

gang der Industrie- zur Informati-

ons- und weiter zur Wissensgesell-

schaft beschrieben, in der Informati-

on als „nachwachsender Rohstoff“ 

sich als entscheidender Faktor für 

die Produktion von Wissen und als 

Treibstoff der Veränderung der Wis-

sensordnung erweist. Bereits heute 

ist nicht mehr zu leugnen, dass sich 

Informations- und Kommunikati-

onstechniken zur weltweit wichtigs-

ten Schlüsseltechnologie entwickelt 

haben: Ihr Einsatz führt zu Effizienz-

steigerungen und Kostensenkungen 

in Wirtschaft und Verwaltung.

Für die Struktur der Wirtschaft 
und für die Erklärung von 
Funktionen in Unternehmen 

und auf den Märkten stellt das In-
ternet eine grundlegende Innovati-
on dar. Gewaltige Kosteneinsparun-
gen versprechen vor allem die 
Business-to-Business (B2B)-Markt-
plätze, insbesondere als Märkte für 
den elektronischen Einkauf („E-
Procurement“). Während sich E-
Procurement in der Wirtschaft 
durchgesetzt hat, hinkt die öffentli-
che Hand in diesem Bereich hinter-

ten Ort gebunden sind. Dadurch er-
geben sich Veränderungen der 
Struktur von öffentlichen Willens-
bildungsprozessen, so dass der Ein-
satz neuer Informations- und Kom-
munikationstechnologien auch die 
Mitwirkung der Bürger bei Norm-
setzungsverfahren verändern wird. 
Die Möglichkeiten einer netzge-
stützten Beteiligung in Verwaltungs-
verfahren lassen sich am Beispiel 
der Bauleitplanung, einem Pla-
nungsverfahren auf kommunaler 
Ebene, aufzeigen. 

Bürgerbeteiligung 
in der Bauleitplanung 

Mit dem Begriff „Bauleitplanung“ 
wird die Überplanung eines be-
stimmten räumlich begrenzten Be-
reichs innerhalb des Territoriums ei-
ner Gemeinde mittels Flächennut-
zungsplan und Bebauungsplan ver-
standen. Ihre Aufgabe ist es nach 
§ 1 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB), 
die bauliche und sonstige Nutzung 
der Grundstücke in der Gemeinde 
vorzubereiten und zu leiten.

Der Flächennutzungsplan ist der 
vorbereitende Bauleitplan. In ihm 
ist für das ganze Gemeindegebiet 
die sich aus der beabsichtigten städ-
tebaulichen Entwicklung ergebende 
Art der Bodennutzung in den 
Grundzügen darzustellen 
(§ 5 Abs. 1 BauGB). Das bedeutet, 
dass der Flächennutzungsplan kei-
ne Detailfragen der baulichen und 
sonstigen Nutzung der Grundstücke 
des Gemeindegebiets regelt und 
dementsprechend auch keine par-
zellenscharfen Darstellungen ent-
hält. Er gibt gewissermaßen nur die 
grobe Richtung für die weitere Ent-
wicklung des Gemeindegebiets vor. 
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E-Partizipation
Netzgestützte Partizipation am Beispiel der Bauleitplanung 

Von Dennis Kraft und Johannes Meister

her. Die Beschaffung von Waren 
und Dienstleistungen für Ämter 
und Behörden über das Internet ist 
aber nicht die einzige, vernachläs-
sigte Komponente des E-Govern-
ment. 

E-Government

Im Rahmen des E-Government lie-
gen die Schwerpunkte der Verwal-
tung auf der Informationsvermitt-
lung, die den Nutzer in eine passive 
Rolle drängt und ihm keine Einga-
bemöglichkeiten eröffnet, wie dies 
z.B. bei Stadtinformationssystemen 
der Fall ist. Zwar finden sich auch 
Beispiele für die darauf aufbauende 
Ebene der Transaktion, die sich 
nicht mehr auf die reine Inhaltsver-
mittlung beschränkt und statt des-
sen erste Interaktionen zwischen 
den Beteiligten ermöglicht. In eini-
gen Städten Deutschlands können 
An- und Abmeldungen per E-Mail 
erfolgen oder Anträge über das In-
ternet gestellt werden, etwa für die 
Erteilung eines Führerscheines oder 
einer Anwohnerparkerlaubnis. 

E-Government meint aber mehr 
als nur die serviceorientierte Ab-
wicklung der Verwaltungsvorgänge 
im Internet zwischen Bürgern, 
Wirtschaft und Verwaltung. In Zu-
kunft geht es um alle wechselseiti-
gen Beziehungen von Individuen 
und Organisationen zum Staat, wo-
bei die verschiedenen Formen der 
Kommunikation abgestufte Grade 
der Interaktivität aufweisen. Des-
halb ist E-Government um eine par-
tizipative Komponente zu ergänzen. 

Das Internet ermöglicht neue For-
men der politischen Partizipation, 
die nicht mehr an die Teilnahme an 
Versammlungen an einem bestimm-
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Sein Charakteristikum ist, dass er 
sich seiner Rechtsform nach nicht 
in die typischen Formen des Ver-
waltungsrechts (z.B. Verwaltungs-
akt, Satzung etc.) einordnen lässt 
und dementsprechend als bloß ver-
waltungsinternes Konstrukt „sui ge-
neris“ angesehen wird. Das heißt, 
der Flächennutzungsplan entfaltet 
keine Rechtswirkung nach außen 
und ist dementsprechend nicht di-
rekt mit einer Klage angreifbar, son-
dern unterliegt lediglich im Rahmen 
einer so genannten Inzidentkontrol-
le bei Klage gegen eine andere Maß-

nahme der gerichtlichen Überprü-
fung. 

Dem gegenüber bezeichnet das 
Baugesetzbuch den Bebauungsplan 
als verbindlichen Bauleitplan. Er 
enthält gem. § 8 Abs. 1 BauGB die 
rechtsverbindlichen Festsetzungen 
für die städtebauliche Ordnung und 
bildet die Grundlage für weitere 
zum Vollzug des Baugesetzbuchs 
erforderliche Maßnahmen. Im Ge-
gensatz zum Flächennutzungsplan 
werden im Bebauungsplan parzel-
lenscharf für einzelne Grundstücke 
bestimmte Festlegungen z.B. hin-
sichtlich Art und Maß der baulichen 
Nutzung getroffen. Während der 
Flächennutzungsplan für das ge-
samte Gemeindegebiet aufzustellen 
ist, betrifft ein Bebauungsplan nur 
einen relativ kleinen Teil des Ge-
meindegebiets, in der Regel mehre-
re zusammenhängende Grundstü-
cke. Er wird gem. § 10 Abs. 1 
BauGB in Form einer Satzung erlas-
sen, ist also kein Verwaltungsinter-
num, sondern entfaltet seine 
Rechtswirkung auch gegenüber 
dem Bürger. Aufgrund seiner 

Rechtsform ist er nach den Vor-
schriften der Verwaltungsgerichts-
ordnung direkt gerichtlich angreif-
bar.

Das Baugesetzbuch enthält für 
beide Bauleitpläne eine Reihe for-
meller sowie materieller Vorgaben, 
die die Planung im Hinblick auf die 
Erreichung des Planungsziels steu-
ern. Zu den formellen Vorschriften 
gehören u.a. verschiedene Beteili-
gungsrechte, die in den §§ 3 ff. 
BauGB näher geregelt sind. Neben 
der Beteiligung der Träger öffentli-
cher Belange ist in diesem Zusam-
menhang, für beide Pläne einheit-
lich, eine Beteiligung der Bürger bei 
der jeweiligen Planaufstellung vor-
gesehen. § 3 BauGB unterscheidet 
dabei zwei unterschiedliche Verfah-
ren der Bürgerbeteiligung, die in je-
weils verschiedenen Planungsstadi-
en zum Zuge kommen.

Nach § 3 Abs. 1 BauGB sind die 
Bürger möglichst frühzeitig über die 
Ziele und Zwecke der Planung, Pla-
nungsalternativen und die voraus-
sichtlichen Auswirkungen zu unter-
richten. Den Bürgern ist in diesem 

Dennis Kraft
Zentrum für Medien und Interaktivität (ZMI)
Ludwigstraße 34
35390 Gießen
Tel.: 0641/99-16352
Fax: 0641/99-16359
E-Mail: dennis.kraft@zmi.uni-giessen.de

Dennis Kraft, Jahr-
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von 1995 bis 1999 
Rechtswissenschaft 
an der Justus-Liebig-
Universität Gießen 
und schloss das 
Erste Staatsexamen 
im Februar 2000 ab. 
Im Anschluss begann 
er seine Promotions-
arbeit über „Vertrags-
arztrechtliche und 
datenschutzrechtliche 
Aspekte der Telematik 
im Gesundheitswe-
sen“; seit Mai 2001 
ist er wissenschaft-
licher Mitarbeiter 
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Government am Zen-
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Interaktivität.
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Multimediale Darlegung eines Vorentwurf eines Bebauungsplans der Stadt Darmstadt im Internet



56 Spiegel der Forschung 5719. Jg./Nr. 2 • Dezember 2002

Zusammenhang Gelegenheit zur 
Äußerung und Erörterung zu geben. 
Es handelt sich dabei um die so ge-
nannte frühzeitige Bürgerbeteili-
gung. Ihr Gegenstand ist nicht ein 
ausgereifter Planentwurf, sondern 
sie findet noch im Stadium der Ent-
wurfserarbeitung statt. Allerdings 
muss sich die Planungsabsicht der 
Gemeinde schon soweit verfestigt 
und konkretisiert haben, dass eine 
Diskussionsgrundlage existiert. Im 
Rahmen der frühzeitigen Bürgerbe-
teiligung lassen sich also noch ein-
mal zwei Verfahrensschritte unter-
scheiden: erstens die Unterrichtung 
der Öffentlichkeit und zweitens die 
Äußerung und Erörterung seitens 
der Bürger. Bezüglich der Art und 
Weise, wie die Bürgerbeteiligung 
durchgeführt wird, trifft das Gesetz 
keine Aussage. Es bestimmt ledig-
lich, dass die Unterrichtung nach 
§ 3 Abs. 1 S. 1 BauGB öffentlich zu 
sein hat. In der Praxis haben die 
Gemeinden bislang die konventio-
nellen Informationsmittel wie z.B. 
Aushänge, Zeitung, Informations-
veranstaltung, Hauswurfsendungen 

etc. zur Unterrichtung der Bürger 
benutzt.

Bei der zweiten Form der Bürger-
beteiligung im Rahmen der Aufstel-
lung der Bauleitpläne handelt es 
sich um die so genannte formelle 
Bürgerbeteiligung. Nach § 3 Abs. 2 
S. 1 BauGB sind die Bauleitpläne 
für eine bestimmte Frist öffentlich 
auszulegen. Während dieser kön-
nen gem. § 3 Abs. 2 S. 2 BauGB An-
regungen vorgebracht werden. Ge-
genstand in diesem Stadium der 
Planung ist der bereits fertig gestell-
te Entwurf des Bauleitplans, so wie 
die Gemeinde ihn als Satzung erlas-
sen möchte. Die Gemeinde hat die 
fristgemäß vorgebrachten Anregun-
gen gem. § 3 Abs. 2 S. 4 BauGB zu 
prüfen und das Ergebnis mitzutei-
len. Das bedeutet, dass sie sich in-
haltlich mit dem Vorbringen der 
Bürger auseinander zu setzen hat 
und nicht kommentarlos darüber 
hinweggehen darf. Wird der Ent-
wurf des Bauleitplans infolge der 
vorgebrachten Anregungen geän-
dert, ist das Verfahren unter be-
stimmten Modifikationen nach 

§ 3 Abs. 3 BauGB erneut durchzu-
führen.

Eine Verletzung dieser Formvor-
schriften ist nach den umfangrei-
chen, der Planerhaltung dienenden 
Heilungsregeln des Baugesetzbuchs 
nur teilweise beachtlich. § 214 
BauGB bestimmt abschließend, in-
wieweit eine Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften nur be-
achtlich ist. Danach können ledig-
lich Fehler bei der formellen Beteili-
gung zur Unwirksamkeit des jewei-
ligen Plans führen, wobei hier wie-
derum Einschränkungen in Form ei-
ner Fristenregelung gelten. Nach 
§ 215 Abs. 1 Nr. 1 BauGB wird näm-
lich eine Verletzung von Vorschrif-
ten über die formelle Bürgerbeteili-
gung unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
machung des Plans gerügt wird.

Vorteile einer 
netzgestützten Partizipation

Der Überblick über die Bürgerbetei-
ligung bei der Bauleitplanung zeigt, 

Johannes Meister, 
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dass auf nahezu jeder Beteiligungs-
stufe das Internet als Beteiligungs-
medium Verwendung finden kann. 
So kann der Einsatz der Informati-
ons- und Kommunikationstechnolo-
gien derart gestaltet werden, dass 
die Bürger Zugriff auf digitale Kar-
ten und Planzeichnungen erhalten. 
Hierbei ist denkbar, dass geplante 
bauliche Zustände bildlich darge-
stellt und auf Wunsch auch alterna-
tive Varianten durchgespielt wer-
den, so dass sich mit einem solchen 
technischen Feature ein Mehrwert 
gegenüber der papiergebunden Kar-

tenverwaltung erzielen lässt. Eine 
hohe Bedeutung kommt dabei der 
Aufbereitung von Informationen zu, 
die sowohl nutzerfreundlich als 
auch ansprechend sein muss, damit 
sich der Bürger zurechtfinden kann 
und auch will. 

Über den Vorteil einer digitalen In-
formationsbereitstellung hinaus er-
öffnet die Entkoppelung der Infor-
mation und Kommunikation von 
Raum, Hierarchie und Zeit Potenzial 
für Veränderungen, die weit über die 
einzelne Interaktion hinausgehen. 
Die Möglichkeiten des Internets las-
sen sich insbesondere für kollektive 
Willensbildungsprozesse nutzen, 
durch die der Bürger stärker in das 
politische, soziale und verwaltungs-
technische Geschehen einbezogen 
wird. Auf Bundesebene gibt es bei-
spielsweise erste Erfahrungen mit 
Diskussionsforen im Internet. Unter 
www.elektronische-demokratie.de 
werden Informations- und Diskussi-
onsprozesse eines Gesetzgebungs-
verfahrens abgebildet und neue in-
teraktive Beteiligungsmöglichkeiten 
erprobt. Selbst wenn sinnvolle Anre-

gungen zu Gesetzesentwürfen die 
Ausnahme bleiben und auch die Fra-
ge der Repräsentativität im Raume 
steht, dieses Projekt belegt, dass das 
Netz eine neue Form von Öffentlich-
keitsarbeit bietet. 

Die Einrichtung von Diskussions-
foren zu Planentwürfen sollte ins-
besondere bei der frühzeitigen Be-
teiligung erfolgen, da sich hier die 
endgültige Planung erst herauskris-
tallisieren muss und die gesetzli-
chen Anforderungen nicht so hoch 
sind, wie dies beispielsweise bei der 
Behandlung von Anregungen im 
Verfahren der förmlichen Beteili-
gung der Fall ist. Aber auch Anre-
gungen könnten auf dem virtuellen 
Weg zugelassen werden. Angesichts 
des vorangegangenen Informations-
austausches ist dabei davon auszu-
gehen, dass sie in ihrer Qualität zu-
nehmen. Des Weiteren ist ein Ab-
senken der Hemmschwelle im Hin-
blick auf die Beteiligung wahr-
scheinlich, so dass die Bürgerbetei-
ligung im Planungsverfahren eine 
Belebung erfahren wird.

Erste Erfahrungen mit der ergän-

Projekt E-Demokratie des Deutschen Bundestages, http://www.elektronische-demokratie.de
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zenden „Auslegung“ eines Sat-
zungsentwurfs im Internet hat bei-
spielsweise die Gemeinde Sylt-Ost 
gemacht, die im Jahr 2001 eine 
neue Ortsgestaltungssatzung zur 
Diskussion gestellt hat. Bei diesem 
nicht repräsentativ gewählten Bei-
spiel haben sich die oben skizzier-
ten Erwartungen an Qualität und 
Beteiligungsintensität allerdings 
nicht erfüllt. Zwar hatten offenbar 
viele Interessierte die zusätzliche 
Möglichkeit des Informationszu-
griffs genutzt, es gingen allerdings 
lediglich zwei Rückmeldungen per 
E-Mail ein, die zudem konstruktive 
Kritik vermissen ließen. Die weit 
überwiegende Anzahl der Anregun-
gen erfolgte auf konventionellem 
Postweg oder in vielen persönlichen 
Gesprächen. 

Die Stellungnahme des Leiters 
des Bauverwaltungs- und Planungs-
amtes der Gemeinde, Nikolas Hä-
ckel: „Es ist sehr auffällig, dass das 
Medium Internet/E-Mail eine kurz-
fristige Rückäußerung fördert, je-
doch grundsätzlich inhaltsschwan-
gere Rückläufer über den konventi-
onellen Weg der Briefpost und der 
persönlichen Gespräche zu erwar-
ten sind. Von daher ist festzustel-
len, dass der digitale Weg der Bür-
gerbeteiligung den der altherge-
brachten Beteiligung nicht ersetzen 
kann und ersetzen sollte.“ Der 
Schluss liegt nahe, dass jedenfalls 
in kleineren Gemeinden die Akzep-
tanz neuer Informations- und Kom-
munikationsmittel an die herge-
brachten Formen der Beteiligung 
und die damit verbundenen Mög-
lichkeiten nicht heranreicht. Dem-
entsprechend geht die Gemeinde 
Sylt-Ost künftige Bürgerbeteiligun-
gen per Internet mit weitaus gerin-
geren Erwartungen an als bisher, 
wenngleich sie dennoch daran fest-
halten will. 

Fazit

Das Internet wird nach der Wirt-
schaft auch das Erscheinungsbild 
der öffentlichen Verwaltung verän-
dern. Gegenwärtig spielt die netzge-
stützte Partizipation der Bürger aber 
noch keine Rolle im Rahmen der 
Modernisierungstendenzen der Ver-
waltung, obwohl mit der Bauleitpla-

nung auf kommunaler Ebene ein 
Experimentierfeld zur Verfügung 
steht, auf dem sich weitere Erfah-
rungen mit dem Einsatz der Infor-
mations- und Kommunikationstech-
nologien und der Auswirkungen auf 
bürgerschaftliches Engagement ge-
winnen lassen. Damit ist zugleich 
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das Untersuchungsfeld der rechts-
wissenschaftlichen Komponente des 
Projektes „Online-Transaktionen: 
Märkte – Regeln – Diskurse“ der 
Sektion I – E-Business/Politics/
Government vorgegeben. •
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www.wahlthemen.de
Wahlinformation als Internet-Diskurs

Von Eike Hebecker

Zu den interaktiven Formaten, 
die mittlerweile zur Standard-
ausstattung politischer Web-

sites gehören, zählen Newsletter, 
Diskussionsforen, Chats, Abstim-
mungs-Tools zu aktuellen Fragen, 
reichhaltige Download-Bereiche für 
Text-, Bild- und Tondokumente so-
wie Entertainment-Angebote mit 
Online-Grußkarten, Spielen und 
Flash-Animationen wie beispiels-
weise auf dem SPD-Portal http://
www.nicht-regierungsfaehig.de 
oder beim „Bundesdance“ auf der 
Homepage der Süddeutschen Zei-
tung. Gemein ist diesen Ausstat-
tungsmerkmalen vor allem ihre 
pflichtbewusste Bereitstellung als 
unverzichtbares Element der Onli-
ne-Kommunikation und ihr instru-
menteller Charakter im Sinne der 
Aufmerksamkeitslenkung und User-
Bindung.

Bereits die Verknüpfung von Hin-
tergrundinformationen, aktuellen 
Themen sowie Foren und Chats ist 
keine Selbstverständlichkeit, und der 

Einsatz von Spiel- und Abstim-
mungs-Tools ist in der Regel eine 
sich selbst genügende Veranstaltung. 
Während das Internet im Online-
Wahlkampf 2002 auf der Ebene der 
internen Parteienkommunikation im 
Rahmen der Wahlkampforganisation 
und zur Mitgliedermotivation als 
zentralistisches Distributionsmittel 
gute Dienste leistete, sind solche 
Ambitionen bei Angeboten zur inter-
aktiven Wählerkommunikation noch 
zu vermissen. Das scheint jedoch 
weniger an den Erwartungen und 
der Bereitschaft der Nutzer als am 
Willen der parteipolitischen Akteure 
zu liegen. Nimmt man die als inter-
aktiv firmierenden Formate genauer 
in Augenschein, lassen sie bereits 
unter dem Aspekt der Benutzer-
freundlichkeit, Moderation und Pfle-
ge zu wünschen übrig. Und wenn 
man sich einmal die Mühe macht, 
an die Wahlkampfzentralen oder 
einzelne Politiker eine direkte Anfra-
ge zu stellen, ist – Ausnahmen be-
stätigen die Regel – von langen War-

Das Internet hat sich mittlerweile 

auch in Deutschland als fester Be-

standteil der Wahlkampfkommuni-

kation etabliert. Die digitale Wahl-

kampfarena ist jedoch nach wie vor 

im Wesentlichen von zwei Akteurs-

gruppen geprägt: Auf der einen Sei-

te stehen die Kampagnen der Par-

teien, auf der anderen die Wahl-

kampfberichterstattung der etablier-

ten Medienanbieter. Durch das In-

ternet sind zwar auch eine Vielzahl 

neuer Darstellungs- und Diskussi-

onsoptionen für die politische Kom-

munikation entstanden, doch eine 

auf den Wähler ausgerichtete Nut-

zung der viel beschworenen interak-

tiven Potenziale findet noch kaum 

statt. 

Innovative Visualisierung einer diskursiven Debattenführung
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tezeiten zu berichten. Wenn man 
denn überhaupt eine Antwort erhält. 
So entsteht der Eindruck, dass trotz 
der anders lautenden Intention die 
Rückkanalfunktion solcher Angebote 
im Sinne eines interaktiven Diskur-
ses, der Wünsche, Anregungen und 
Fragen der Wähler kommuniziert, 
nicht wirklich erwünscht ist. Das In-
ternet funktioniert hier nach wie vor 
als Wahlkampfkommunikation von 
„oben“. Eine Partizipation im Sinne 
deliberativer Themendiskussionen 
findet nicht statt. Die Kommunikati-
on beschränkt sich hier letztlich auf 
die Motivation zu Urnengang und 
Stimmabgabe.

Von der Netzkultur lernen heißt 
interaktiv werden

Das Internet bietet aber durchaus 
große Chancen für die kritische In-
formation und Diskussion von The-
men sowie die direkte Auseinander-
setzung mit den Kandidaten im Sin-
ne einer neuartigen, anspruchsvol-
len und interaktiven Wählerbildung 
und -motivation. Eine Reihe von 
Beispielen der politischen Online-
Kommunikation zeigt, dass eine Er-
weiterung und ein – wenn auch ex-
perimentelles – Ausagieren von po-
litischer Kommunikation und Parti-
zipation über das Internet möglich 
ist, sofern für Akteure und Aktions-
formen, die außerhalb parteipoliti-
scher Organisation stehen, eine Öff-
nung stattfindet. Beispiele hierfür 
finden sich bei virtuellen Ortsverei-
nen (http://www.vov.de) und Par-
teitagen (http://www.virtueller-
parteitag.de), bei Formen des On-
line-Protests (http://go.to/online-
demo) oder in Online-Politiksimula-
tionen. Besonders bei community-
orientierten Angeboten wie der On-
line-Politiksimulation democracy 

online today (http://
www.dol2day.com) werden interak-
tive Aktions- und Partizipationsfor-
mate wie Themenabstimmungen, 
Wahlen, Programmdiskussionen, 
Parteigründungen sowie Ein- und 
Austritte in einem spielerischen 
Kontext ausagiert, der für eine inter-
aktive Kommunikationskultur von 
Parteien oder Regierungsorganen 
durchaus beispielhaft ist. So hat die 
CDU für ihr interaktives Wahlwer-
bespiel, wahlkreis300 (http://
www.wahlkreis300.de), Idee und 
Konzept von dol2day schlichtweg 
kopiert, was in der Online-Szene zu 
herber Kritik führte. 

Andere Beispiele für eine erfolg-
reiche Entwicklung und Nutzung 
interaktiver Formate der Online-
Kommunikation, die den isolierten 
Einsatz der im Internet etablierten 
Mittel wie Mail, Forum und (Video-) 
Chat zu überwinden suchen, sind 
virtuelle Konferenzen. Hierbei wer-
den die Web-Instrumente nicht ein-
fach verkoppelt, sondern vor allem 
der Dramaturgie des Konferenzfor-
mats angepasst. Unter den Bedin-
gungen digitaler und interaktiver 
Medien kommt es damit einerseits 
zu einer De-Temporalisierung und 
De-Lokalisierung des Ereignisses 

und durch eine zielführende Mode-
ration kann andererseits eine inten-
sive Bezugnahme der Text-/Wort-
beiträge gewährleistet werden.

Idee und Konzept

Die Informations- und Debattenplatt-
form www.wahlthemen.de ist das 
Resultat des Kooperationsprojekts 
„Online-Wahlkampf 2002“ zwischen 
der Bundeszentrale für politische 
Bildung, politik-digital.de (Redakti-
on) und dem Zentrum für Medien 
und Interaktivität (ZMI) der Justus-
Liebig-Universität Gießen (Konzepti-
on und Projektleitung). Als promi-
nenter Medienpartner für die Prä-
sentation des innovativen Chat-For-
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mats („virtuelles Podium“) konnte 
tagesschau.de gewonnen werden. 
Das Projekt wurde seitens des ZMI 
von der Sektion I - E-Business/
Politics/Government in vier Phasen 
umgesetzt. Einer Machbarkeitsstudie 
von Juli bis September 2001 folgte 
im November und Dezember 2001 
die Konzeption und Projektentwick-
lung. Von Januar bis Juni 2002 wur-
de an der technischen Umsetzung 
und inhaltlichen Planung gearbeitet, 
daran schloss sich von Juli bis Okto-
ber 2002 die redaktionelle Betreuung 
und wissenschaftliche Begleitung an.

Zielsetzung war es, ein wahl-
kampfbegleitendes Onlineangebot 
zu schaffen, das
• die Möglichkeit von Information, 
Kommunikation und Partizipation 
bietet,
• kontroverse Positionen darstellt,
• zugleich ausgewogen, neutral und 
seriös ist,
• hochwertige und tiefgehende poli-
tische Hintergrundinformationen 
vermittelt,
• Inhalte nicht nur präsentiert son-
dern auch neu generiert,
• eine innovative Visualisierung po-
litischer Themen und Diskurse er-
möglicht,
• nachhaltig ist,
• Junge interessiert und Ältere nicht 
irritiert.

Eine anspruchsvolle Aufgabenstel-
lung, die angesichts der bisher exis-
tierenden Angebote mit ihrer spezi-
fischen Informations- uns Diskussi-
onskultur nicht nur bei Netzkriti-
kern für Skepsis gesorgt hätte. Die 
Konzeptentwicklung konzentrierte 
sich daher sehr schnell auf die Rea-
lisierung einer themenorientierten 
Debattenplattform. Dabei sollte 
durch die gezielte Kombination und 
phasenversetzte Anordnung von 
Hintergrundinformation, Foren, 
Chats und Abstimmungs-Tools ein 
zielorientierter Diskussionsprozess 
geschaffen werden. Durch eine in 
das Design der Website integrierte 
Phasennavigation einerseits und ei-
ne Schwerpunktlegung auf Redakti-
on, Moderation und Event-Organi-
sation andererseits kann für die ein-
zelnen Themendebatten eine Dra-
maturgie vorgegeben werden, die 
den Usern sowohl unterschiedliche 
Einstiegs- und Interaktionsmöglich-
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keiten bietet als auch für Abwechs-
lung und Stringenz sogt.

Realisierung

Der Zielsetzung entsprechend wur-
den bei wahlthemen.de einerseits 
hochwertige und ausgewogene In-
formationen zu den zentralen Wahl-
themen wie Arbeitsmarkt- und 
Wirtschaftpolitik, innere und äuße-
re Sicherheit oder Familien- und So-
zialpolitik angeboten. Die Oberthe-
men: „Arbeit oder nicht? Sicher 
oder frei? Global oder Lokal? Alt 
oder jung? Politik oder Show?“ bil-
deten andererseits aber auch den 
Ausgangspunkt für Themendiskus-
sionen, bei denen die Expertenmei-
nungen von Verbandsvertretern und 
Wissenschaftlern auf die Meinun-
gen und Kommentare von Bürgerin-
nen und Bürgern treffen. So haben 
beispielsweise Arbeitgeberpräsident 
Dieter Hundt, der ver.di Vorsitzende 
Frank Bsirske, Prof. Dr. Günther 
Schmid vom Wissenschaftszentrum 
Berlin und Dr. Lothar Funk vom In-
stitut der deutschen Wirtschaft mit 
ihren Statements die Diskussion 
zum Thema Arbeitsmarkt eröffnet. 
Die User können sich aber auch mit 
eigenen Themen- und Expertenvor-
schlägen an das Redaktions-Team 
wenden, wenn ihrer Meinung nach 
wichtige Aspekte und Positionen 
noch nicht repräsentiert sind. Die 
sich daran anschließenden offenen 
Debatten zeichneten sich durch ei-
ne innovative Visualisierung aus, 
die Thesen und Kommentare nach 
pro und kontra gruppierten. Eine 
Auswertung der zentralen Thesen 
und eine Bewertung der wichtigen 
Fragen durch die User leiteten dann 
zum Höhepunkt des Diskurses über, 
bei dem sich zwei Politiker in einer 
„virtuellen Podiumsdiskussion“ ge-
genüberstanden und sich den kriti-
schen Fragen und Live-Kommenta-
ren ihrer potenziellen Wähler stel-
len mussten. So lieferten sich der 
Hessische Ministerpräsident Koch 
und sein rheinland-pfälzischer Kol-
lege Beck ein virtuelles Duell zum 
Thema Arbeitsmarkt und Wirt-
schaftspolitik. Darüber hinaus ge-
hörten Basisinformationen zu Wah-
len und ein Newsletter zum Ange-
bot von wahlthemen.de.

Durch diese Integration von The-
men, Akteuren und verschiedenen 
Optionen der Netzkommunikation 
in einem moderierten und struktu-
rierten Diskussionsprozess sollte ei-
ne informative und innovative Form 
von „Internet-Diskursen“ entwickelt 
werden. Mit dieser Ausrichtung 
wurden aber nicht nur Qualitäts-
merkmale der Online-Kommunikati-
on wie Vernetzung, Nachhaltigkeit 
und Interaktivität betont, sondern 
es wurde auch bewusst ein Kontra-
punkt in die zu Wahlkampfzeiten 
besonders erregte Medienlandschaft 
gesetzt. Die im emphatischen Sinne 
„politische“ Notwendigkeit des Pro-
jekts wird vielleicht am deutlichsten 
mit Blick auf die TV-Duelle zwi-
schen den Kanzlerkandidaten sicht-
bar.

Internet-Diskurs als Wahlkampfkritik

Ein Konglomerat aus Medien und 
Politik hat hier ein in jedem Fall 
modernes, möglicherweise auch 
wichtiges Wahlkampfinstrument 
entdeckt. Auch die Zeitungen sind 
auf die Duell-Formate eingestiegen 
und haben als erste vorgeführt, was 
später auf den TV-Bildschirmen zu 
erwarten war. Zunächst wurde auf 
der Ebene von Medienmachern und 
Wahlkampfmanagern eine Drama-
turgie ausgeklü(n)gelt, die von der 
äußeren Erscheinung bis zur inhalt-
lichen Gestaltung nichts dem Zufall 
überließ. Vor den Augen der ohn-
mächtigen Zuschauer wurde dann 
ein politisches Show-Spektakel ins-
zeniert, das vor allem authentisch 
und spontan wirken sollte. Die Per-
sonalisierung, Medialisierung und 
Inszenierung des Wahlkampfes hat 
damit auch in Deutschland einen 
neuen Höhepunkt erreicht. Bedenk-
lich ist dabei einerseits das Auftre-
ten öffentlich-rechtlicher wie priva-
ter Medien als aktiver Wahlkampf-
akteure. Andererseits bleibt der 
Wähler mit seinen Interessen, Fra-
gen und Kommentaren weit gehend 
außen vor. Dass es auch in dieser 
Hinsicht von den Vereinigten Staa-
ten zu lernen gilt, zeigt beispiels-
weise die „Commission on Presi-
dential Debates“ (http://
www.debates.org), die eine kriti-
sche öffentliche Begleitung des 
Fernsehwahlkampfes gewährleistet. 
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Dieser Ansatz wurde beispielsweise 
mit der „Kommission zu den Kanz-
lerdebatten“ durch das Adolf Grim-
me-Institut und das ZMI aufgenom-
men, die die TV-Duelle mit einer 
Veranstaltungsreihe kritisch beglei-
tet haben. Bei wahlthemen.de wur-
den diese Aspekte unter dem 
Oberthema „Politik oder Show?“ 
diskutiert, das sowohl die Kritik des 
Medienwahlkampfes als auch das 
„legitime Theater“ der Politik sowie 
illegitime Erscheinungsformen wie 
Skandale und Korruption umfasste.

In dieser Konstellation zwischen 
politischem Entscheidungsraum 
und interessierter politischer Öffent-
lichkeit ist wahlthemen.de ein Ex-
periment und Testfall für das, was 
in der Politikwissenschaft inzwi-
schen als „Internet-Diskurs“ be-
zeichnet wird – nämlich die mög-
lichst unmittelbare Verkoppelung 
von Bürgerinteressen und politi-
schem System unter Einsatz an-
spruchsvoller, interaktiver Medien-
formate. Am Ende dieser gerade 

erst beginnenden Entwicklung steht 
die Vision einer „Regierung durch 
Diskussion“, also der Herstellung 
kollektiv verbindlicher Entscheidun-
gen aus dem Geist und über den 
Weg der kontroversen öffentlichen 
Auseinandersetzung mit fairen, 
transparenten und demokratisch le-
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gitimierten Mitteln. Über eine Milli-
on Pageviews und 1200 Teilnehmer 
an den Chats und Debatten zeugen 
davon, dass insbesondere in der 
heißen und medial umkämpften 
Wahlkampfphase eine Nachfrage 
für vertiefende und diskursive An-
gebote besteht. •
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CyberCash
Das Geld im Internet

Wirtschaftliche Aktivitäten 
privater Haushalte vermit-
tels Online-Transaktionen 

haben in den letzten Jahren zuneh-
mend an Bedeutung gewonnen. Ge-
genwärtig nutzen etwa 25 Millionen 
Deutsche im Alter von 14 bis 69 Jah-
ren regelmäßig den Internetzugang 
eines PC. Neben Informationssuche, 
E-Mail-Kommunikation und Unter-
haltungsangeboten spielt dabei auch 
der E-Commerce – wie Homeban-
king, Online-Shopping oder netzge-
bundene Auktionen – eine wichtige 
Rolle. Interessante Phänome dieser 
„virtuellen Ökonomie“ sind, dass die 
„Zahlungsmoral“ bei Online-Trans-
aktionen vergleichsweise niedrig ist 
und Nutzer die wirtschaftliche Inter-
netkommunikation häufig mit Si-
cherheitsmängeln und Kontrolldefi-
ziten verbinden. Eine Erklärung hier-
für könnte die fehlende physische 
Präsenz von Waren, Akteuren und 
Zahlungsmitteln im Internet sein. 
Vor allem das Geld verwandelt sich: 
Es nimmt die Gestalt bloßer Zeichen 
an, die – wie alle anderen digitalen 
Symbole auch – im Computer er-
zeugt werden. Durch die Internetö-
konomie sieht sich privates wirt-
schaftliches Handeln damit vor be-
sondere Herausforderungen gestellt: 
Der Cyberspace ist unendlich, die 
Möglichkeiten der privaten Haus-
haltsführung aber sind immer be-
grenzt, was die Rückbindung virtuel-

ler Transaktionen an die jeweilige 
Lebenswelt zu einer komplexen und 
anspruchsvollen Aufgabe macht. Die 
Auswirkungen solcher Veränderun-
gen privater wirtschaftlicher Aktivi-
täten durch das Internet sind bisher 
jedoch noch kaum untersucht wor-
den. Diese Forschungslücke will das 
Projekt „CyberCash“ schließen, das 
sich mittels „ethnographischer“ Me-
thoden wie teilnehmende Beobach-
tung, „dichte Beschreibung“ und of-
fenes Interview mit der alltäglichen 
Wirklichkeit der privaten Internetö-
konomie bei ausgewählten Nutzer-
gruppen befasst. Besonderes Augen-
merk liegt dabei auf der Erforschung 
der typischen Handlungsmuster, mit 
denen verschiedene Gruppen von 
„Usern“ mit den wirtschaftlichen 
Angeboten des Internets umgehen. •
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